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G A S T B E I T R A G

Je länger eine Regierung im Amt ist,
desto grösser ist die Wahrscheinlichkeit,
dass sie bei den nächsten Wahlen abge-
wählt wird. Dieser Zusammenhang gilt
für jede Demokratie, nur nicht für die
Schweiz. Bei uns kann sich ein Regie-
rungsmitglied, das die ersten vier Jahre
im Bundesrat überstanden hat, einer
fortwährenden Wiederwahl schon fast
sicher sein. Ein wahrhaft archaischer
Wahlmodus sorgt dafür, dass bei den
Gesamterneuerungswahlen des Bundes-
rats nicht die erbrachten Leistungen be-
urteilt, sondern vor allem Kuhhändel ge-
tätigt werden.

Weil jedes Ratsmitglied einzeln in der
Reihenfolge des Dienstalters gewählt
wird, geht es bei den meisten Wahlrun-
den vor allem darum, Stimmen für amts-
jüngere Bundesräte zu sichern. So erzielte
der viel gescholtene Pascal Couchepin bei

Bundesräte müssen sich zu wenig beweisen

M I C H A E L H E R M A N N
ist Politforscher an der Universität Zürich und äussert sich zur Frage: «Die Krise und der Bundesrat – der Bundesrat in der Krise?»

den Gesamterneuerungswahlen 2007 mit
205 Stimmen ein Spitzenresultat. Die 205
Stimmen waren jedoch nicht etwa Aus-
druck einer plötzlichen Wertschätzung,
sondern ein Zeichen dafür, dass es vor
dem grossen Showdown Christoph Blo-
cher vs. Eveline Widmer-Schlumpf nie-
mand mit der FDP verderben wollte.

Den endgültigen Garaus könnte den
taktischen Spielchen, die heute die Bun-
desratswahlen prägen, wohl nur die
Volkswahl machen. Doch auch ohne die
politisch schwer durchsetzbare Volks-
wahl und auch ohne teure Strukturre-
formen könnte die demokratische Legi-
timierung und Kontrolle der Regierung
massgeblich verbessert werden. Es
braucht dazu bloss eine simple Ände-
rung des Wahlmodus: Statt einzeln und
nacheinander sollen alle Regierungsmit-
glieder gleichzeitig gewählt werden.

Wie der Stimmbürger bei der Wahl der
Kantonsregierung erhält jedes Mitglied
der Bundesversammlung einen Wahlzet-
tel mit sieben leeren Linien, die nach be-
lieben gefüllt werden können. Gewählt
ist im ersten Wahlgang, wer das absolute
Mehr erreicht. Im zweiten Wahlgang –
eine bis zwei Wochen später – werden
die weiteren Plätze nach relativem Mehr
vergeben. Die einzige Einschränkung:
Mindestens zwei der sieben müssen aus
der lateinischen Schweiz stammen.

Der grosse Vorteil einer solchen offe-
nen Wahl ist, dass dabei nicht das ganze
Augenmerk auf parteipolitische Taktie-
rereien gerichtet würde, sondern auch
die Beurteilung der Arbeit jedes, auch
altgedienten, Regierungsmitglieds Be-
deutung gewänne. Man stelle sich vor,
Moritz Leuenberger könnte sich bis 2011
nicht zu einem Rücktritt entschliessen.

Mit dem neuen Modus müsste die SP dies
nicht mehr einfach hinnehmen, sondern
könnte als zusätzliche Kandidatin zum
Beispiel Simonetta Sommaruga aufstel-
len. Läge der langjährige Magistrat im ers-
ten Wahlgang zurück, so würde er wohl
oder übel zu Gunsten der jüngeren Partei-
kollegin zurückstehen müssen.

In der Praxis müsste es gar nicht erst so
weit kommen. Alleine schon die Existenz
einer Wahl mit offenem Ausgang würde
Leben in die bundesrätliche Bude bringen,
die Magistraten zu vermehrter Leistung
anspornen und zu einem rechtzeitigen
Rückzug animieren. Das beste Beispiel
hierfür ist Eveline Widmer-Schlumpf, de-
ren Wiederwahl unabhängig vom Wahl-
modus auf dem Spiel steht und bei der
richtig zu spüren ist, dass sie täglich dafür
kämpft, sich als gute Magistratin zu be-
haupten. schweiz@bernerzeitung.ch

«Ende April werden wir die
Unterschriftensammlung been-
den», sagt Rahel Ruch, politi-
sche Sekretärin bei der Gruppe
für eine Schweiz ohne Armee
(GSoA), auf Anfrage. Bisher sei-
en rund 110 000 Unterschriften
gesammelt worden, 120 000 sei-
en das Ziel, damit es anschlies-
send keine Probleme mit der
Beglaubigung gebe. Eingereicht
werden soll das Volksbegehren,
welches dem Bund verbieten
will, bis Ende 2019 neue Kampf-
jets zu kaufen, im Juni – ein Jahr
nach Beginn der Unterschriften-
sammlung.

Bereits 110 000 Unter-
schriften sind für die
Kampfjet-Initiative, wel-
che ein Kaufmoratorium
bis 2019 verlangt, gesam-
melt worden. Entschei-
dend wird nun sein, wie
schnell der Bundesrat die
Vorlage vors Volk bringt.

Heisser Kampf um die neuen Jets
V O L K S I N I T I A T I V E K O M M T Z U S T A N D E

Der Fahrplan für die Beschaf-
fung neuer Kampfflugzeuge als
Ersatz für den Tiger hat bereits
eine Verzögerung erfahren: Der
Typenentscheid sollte ur-
sprünglich im Sommer fallen
und dann ins Rüstungspro-
gramm 2010 aufgenommen wer-
den. Doch der neue Verteidi-
gungsminister Ueli Maurer trat
auf die Bremse: Er will erst den
Sicherheitspolitischen Bericht
abwarten, welcher im Dezember
vorliegen soll, bevor er den Ty-
penentscheid fällt.

Keine taktischen Spielchen
Wäre die Initiative erst zum
letztmöglichen Termin, eben-
falls im Dezember, eingereicht
worden, hätte dies die Beschaf-
fung unter Umständen weiter
verzögern können. «Für solche
taktischen Spielchen sind wir
nicht zu haben», betont Initiant
Jo Lang, Zuger Nationalrat (Grü-
ne). Tatsächlich wird der zeitli-
che Ablauf mitentscheidend für
die Beschaffung neuer Jets sein.

Dies sei auch dadurch belegt, ist
Lang überzeugt, dass die Verwal-
tung das Initiativkomitee mehr-
mals angefragt habe, ob das
Volksbegehren zu Stande kom-
me und wann es eingereicht
werde. Diese Verknüpfung be-
stätigte auch der neue Armee-
chef André Blattmann in Inter-
views. Es sei klar, dass die Flug-
zeugbeschaffung in einem Zu-
sammenhang mit der GSoA-In-
itiative stehe, liess er sich zi-
tieren.

VBS gibt sich bedeckt
Im Eidgenössischen Departe-
ment für Verteidigung, Bevöl-
kerungsschutz und Sport (VBS)
will man sich über die weitere
Taktik nicht äussern. «Rein for-
mal ist die Initiative noch nicht
zu Stande gekommen», erläutert
VBS-Sprecher Sebastian Hueber
auf Anfrage, deshalb äussere
man sich auch nicht über das
mögliche Vorgehen und denkba-
re Abstimmungstermine. Nicht
nur für die Linke ist klar, dass

das Volk zuerst über die Initiati-
ve zu befinden hat, bevor sich
das Parlament über einen all-
fälligen Beschaffungsauftrag
beugt. «Der Bundesrat muss die
Abstimmung über das Volks-
begehren abwarten, bevor über
Milliardeninvestitionen in die
Luftwaffe entschieden wird», ist
SP-Nationalrätin Evi Allemann
(SP) überzeugt. In diesem Punkt
gibt ihr der Solothurner SVP-
Nationalrat Roland Borer Recht:
«Die Volksabstimmung muss
möglichst schnell erfolgen, da-
mit Klarheit herrscht.» Wenn der
Bundesrat aufs Tempo drücke,
könnte die Kampfjet-Initiative
seiner Meinung nach bereits
nächsten Herbst an die Urne
kommen. Denn werde der Be-
schaffungsentscheid hinausge-
zögert, seien Lieferverzögerun-
gen bei den Herstellern zu er-
warten, warnt Borer.

Moderatere Vorlage
Kommt die eigentliche Beschaf-
fungsvorlage vor der Initiative

ins Parlament, könnte sich dies
für Gegner des angelaufenen
Rüstungsgeschäftes trotzdem
positiv auswirken. Denn unter
dem Eindruck des Volksbegeh-
rens, das quasi wie ein Damok-
lesschwert wirkt, dürften die
Parlamentarier sich eher in Zu-
rückhaltung beim Einkauf neuer
Jets üben.

Drei Modelle zur Auswahl
Der Kampfjet des Typs F-5 Tiger
ist gemäss Verteidigungsdepar-
tement veraltet. Die Armasuis-
se, das Kompetenzzentrum für
Beschaffung und Technologie
des VBS, sucht den Nachfolger
der 54 Tiger-Jets. Es sind noch
drei Anbieter im Rennen: Das-
sault Aviation Rafale (Frank-
reich), EADS Eurofighter Ty-
phoon (Deutschland, Italien,
Grossbritannien, Spanien) und
der Saab Gripen (Schweden). Die
Beschaffung dürfte nach heuti-
gem Planungsstand über zwei
Milliarden Franken kosten.

Gregor Poletti

Bisher hätten vier Länder die
Anwesenheit ihrer Staatschefs
angemeldet, sagte gestern eine
UNO-Sprecherin: Neben dem
Iran seien dies Osttimor, Togo
und Montenegro. Der Irak hat
die Anwesenheit seines Vize-
präsidenten und Lesotho seines
Premierministers angekündigt.
Zudem werden die Aussenmi-
nister Ägyptens, Nigerias, Nor-
wegens und Südafrikas zur Kon-
ferenz anreisen. Die Nachfol-
geveranstaltung der Anti-Ras-
sismus-Konferenz von 2001 in
Durban wird von UNO-General-
sekretär Ban Ki Moon eröffnet
werden.

Bereits Kritik ausgelöst
Die Teilnahme von Mahmud
Ahmadinejad hat bereits Kritik
ausgelöst. An der Konferenz
sollten Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und Intoleranz be-
kämpft werden, so die pro-israe-
lische Nichtregierungsorganisa-
tion «Eye on the UN»: Präsident
Ahmadinejad habe aber den Ho-
locaust geleugnet und strebe of-
fen die Vernichtung des Staats
Israel an.

Die Verhandlungen über das
Schlussdokument laufen der-
weil weiter. Der erste Entwurf
war von den westlichen Staaten
abgelehnt worden, weil er aus-
drücklich Israel kritisierte und
die Verunglimpfung von Reli-
gionen anprangerte. Zwar wur-
den diese Passagen unterdessen
gestrichen, allerdings verblei-
ben weitere Streitpunkte.

Die Europäische Union will
sich noch auf eine gemeinsame
Position festlegen. Auch das
Gastgeberland Schweiz hat noch
nicht entschieden, in welcher
Form es an der Konferenz teil-
nehmen will. «Wir warten noch

G E N F

Der iranische Präsident
Mahmud Ahmadinejad
wird an der UNO-Kon-
ferenz gegen den Rassis-
mus teilnehmen, die am
Montag in Genf eröffnet
wird. Er sorgt damit für
weitere Irritationen rund
um das Treffen.

bis Ende Woche. Alles hängt
vom Inhalt des Schlusstextes
ab», sagte Nadine Olivieri, eine
Sprecherin des Aussendeparte-
mentes EDA auf Anfrage.

Israel kommt nicht
Die USA bekräftigten gestern,
dass trotz Fortschritten noch
immer Probleme verblieben.
Elemente in dem Schlussent-
wurf würden die USA weiterhin
mit Beunruhigung erfüllen. So
viel steht fest: Israel wird der
Veranstaltung definitiv fernblei-
ben. sda/gr

Iranischer
Präsident
zu Besuch

Der Eurofighter Typhoon gilt als möglicher Ersatz für den Tiger. Das Kampfflugzeug ist im vergangenen November auf dem Flugplatz Emmen getestet worden. Eine
Initiative will dessen Kauf bis auf weiteres verhindern.

Keystone

Keystone


